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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung 

betr. Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 164. Sitzung 
am 17. April 1975 die Bundesregierung in einer 
Entschließung ersucht, 

den in § 9 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 282) an- 
gegebenen maximalen Erstattungsbetrag für Auf- 
wendungen baulicher Schallschutzmaßnahmen in 
Höhe von 100 DM pro Quadratmeter Wohnfläche 
gemäß § 9 Abs. 4 zu überprüfen und dem Bundes- 
tag bis zum 30. September 1975 über das Ergeb- 
nis der Prüfung und die ggf. zu treffenden Maß- 
nahmen zu berichten. 

1. § 9 Abs. 4 des Gesetzes zum Schutz gegen Flug- 
lärm ermächtigt die Bundesregierung, den 
Höchstbetrag von 100 DM pro Quadratmeter 
Wohnfläche zu ändern, soweit sich die erfor- 
derlichen Aufwendungen für S chall schutzmaß - 
nahmen nach § 7 wesentlich erhöht haben. 

Die Bundesregierung hat in der Rechtsverord- 
nung nach § 7 mit Zustimmung des Bundes rates 
Schallschutzanforderungen unter Beachtung des 
Standes der Schallschutztechnik im Hochbau fest- 
gesetzt, denen bauliche Anlagen zum Schutz 
ihrer Bewohner vor Fluglärm genügen müssen. 
Die Verordnung über bauliche Schallschutz- 
anforderungen (Schallschutzverordnung — Schall- 
schutzV) ist am 6. April 1974 in Kraft getreten 
(BGBl. I S. 903). 

Anläßlich der Beratung der SchallschutzV faßte 
der Bundes rat am 20. Dezember 1973 den Be- 


schluß — Drucksache 670/73 — , der die Bundes- 
regierung auffordert, den Höchstbetrag für die 
Erstattung von Schallschutzaufwendungen nach 
§ 9 Abs. 4 des Fluglärmgesetzes unter Berück- 
sichtigung der zur Erreichung des Schalldämm- 
Maßes von 50 dB erforderlichen umfangreichen 
baulichen Maßnahmen und der seit dem Inkraft- 
treten des Gesetzes zu beobachtenden Preisent- 
wicklung neu festzusetzen. 

2. Zum frühestmöglichen Zeitpunkt — unverzüg- 
lich nach Inkrafttreten der SchallschutzV — hat 
die Bundesregierung eine Untersuchung in Auf- 
trag gegeben, durch die festgestellt werden 
sollte, ob sich seit dem Inkrafttreten des Flug- 
lärmgesetzes die erforderlichen Aufwendungen 
für baulichen Schallschutz nach der Schallschutz- 
verordnung allgemein wesentlich erhöht haben. 

Die Untersuchung wurde im Mai 1975 abge- 
schlossen. Sie enthält zwar wertvolle Aussagen 
darüber, welche Aufwendungen für baulichen 
Schallschutz nach der Schallschutzverordnung im 
Jahre 1975 erforderlich sind; sie konnte jedoch 
nicht in dem Maß wertvergleichend zu der 
Preissituation Stellung nehmen, weil die Ent- 
wicklung und das Angebot von schallschützen- 
den Bauteilen erst zwischenzeitlich stark zuge- 
nommen hat. Es fehlt mithin an vergleichbaren 
Marktpreisen. 

Die Bundesregierung hält es angesichts dieser 
Sachlage für richtig, davon auszugehen, daß sich 
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die Preisentwicklung in der fraglichen Zeit bei 
den relevanten schalldämmenden Bauteilen im 
Rahmen der allgemeinen Preisentwicklung im 
Hochbau vollzogen hat. Preisdämpfende Ten- 
denzen infolge einer erhöhten Nachfrage nach 
schalldämmenden Bauteilen waren in der Ver- 
gangenheit noch kaum erkennbar} mit solchen 
Auswirkungen ist indessen in Zukunft zu rech- 
nen. 

3. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Erstattungshöchstbetrag nach § 9 Abs. 4 des Flug- 
lärmgesetzes entsprechend dieser dargelegten 


Entwicklung geändert werden sollte. Sie wird 
die erforderlichen Maßnahmen einleiten; dabei 
wird sie die Haushaltslage des Bundes berück- 
sichtigen. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung in Zu- 
kunft die Preisentwicklung bei den relevanten 
Schallschutzelementen aufmerksam beobachten. 
So wird sie vor allem die Erstattungsanträge 
von Grundstückseigentümern in Schutzzone 1 
der Lärmschutzbereiche, die in zunehmender 
Zahl festgesetzt werden, sorgfältig auswerten. 
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